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Zerschneiden wir den Stacheldraht der Meinungsdiktatur! 


Wie sind wir doch so frei - auwei! 


78 Prozent der Deutschen geben in einer »Allensbach«-Umfrage an, 
sich in der Öffentlichkeit zu bestimmten Themen nicht oder nur mit 
Vorsicht äußern zu können. 


68 Prozent der Jugendlichen zwischen zwölf und 25 Jahren bekla- 
gen in der jüngsten »Shell Jugendstudie«, daß man zum Beispiel 
nicht offen über Migrationsprobleme reden könne. 

Die Menschen fürchten sich vor den sozialen und wirtschaftlichen 
Konsequenzen. Das Meinungsgefängnis in diesem System ist viel 
effektiver als alle Mauern in einer Diktatur. 
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Das offene Wort 


Friedliche 
Weihnachtstage! 


Wohnen Sie in Thüringen 
und haben »falsch« ge- 
wählt? 


Dann könnten Sie demnächst 
Schläge bekommen, auf den 
Kopf, ins Gesicht oder in den 
Magen. So will es jedenfalls 
Jenny Kallenbrunnen vom 
Norddeutschen Rundfunk 
(NDR). Nach Bekanntwer- 
den der Wahlergebnisse mit 
den AfD-Stimmengewinnen 
verbreitete sie im Netz ihre 
Wut und ihren Haß mit einer 
verdeckten Aufforderung zur 
Gewalt gegen Andersden- 
kende: 


»In Thüringen würde ich 
ab morgen bedenkenlos 
jedem fünften Menschen, 
der mir begegnet, einfach 
eine reinhauen.« 


Ich habe nichts davon ge- 
hört, daß sie vom steuer- 
geldfinanzierten NDR eine 
Abmahnung erhalten oder 
ein Staatsanwalt wegen Auf- 
forderung zu Gewalttaten 
gegen sie ermittelt hat. 


Die volkspädagogischen Er- 
zieher der Parteien, Medien 
und auch Kirchen lassen alle 
Hemmungen fallen, wenn es 
»gegen rechts« geht. 


Vor solchen Tiraden werden 
wir wohl auch zum Fest der 
Liebe und des Friedens und 
den salbungsvollen Weih- 
nachts- und Neujahrsan- 
sprachen nicht verschont 
bleiben. Nehmen wir es mit 
Gelassenheit hin! Die stei- 
gende Hysterie beweist nur 
ihr Wissen, daß sie nicht 
mehr im Namen des Volkes 
handeln. 
Ein frohes Weihnachten 
und Haltungsstärke im neu- 
en Jahr wünscht Ihnen 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Sagen kann man alles? 


Das gilt natürlich nur, wenn man 
den Meinungsmachern nicht wi- 
derspricht, wie das nebenstehen- 
de Beispiel beweist. 


Da stellen sich deutsche Politi- 
ker süffisant grinsend hin und 
fragen allen Ernstes, wo denn 
in Deutschland die Meinungs- 
freiheit eingeschränkt sei. Je- 
der könne doch sagen was er 
wolle und der Staat würde keinen 
für seine Aussagen bestrafen, 
sofern sie nicht gegen Gesetze 
verstoßen würden. 


Auch wenn wir das mit den Ge- 
setzen mal außer acht lassen 
— das ist ein gesondertes dunk- 
les Kapitel in dieser Republik 
— stimmt diese Aussage nur be- 
dingt: Widerspruch, kontroverse 
Diskussionen oder vom »Main- 
stream« abweichende Meinun- 
gen ziehen die soziale Ächtung 
und den wirtschaftlichen Ruin 
nach sich. 


Heute ist es nicht mehr der 
Stasi-Knast in Bautzen, heute 
ist es der Öffentliche Pranger, 
der diszipliniert. 


»Bestrafe einen — 
erziehe hundert«, 


wußte schon Mao Tse-tung. Me- 
dien, NGOs, Gewerkschaften 
und sogenannte »zivilgesell- 
schaftliche Gruppen« überneh- 
men die Aufgabe des Scharfrich- 
ters, der in früheren Zeiten im 
Namen des Staates tätig wurde. 


Es geht bereits im Kindergarten 
los, wenn Eltern ihren Kindern 
ängstlich untersagen, über die 
Familien-Aktivitäten am Wo- 
chenende zu berichten. Zu viel 
Sport zu treiben oder ein Kleid 
und dazu noch Zöpfe zu tragen 
machen bereits verdächtig und 
ziehen einen »pädagogischen 
Hausbesuch« nach sich. Dies 
geht weiter in der Schule, wo die 
vorgeschriebenen ritualisierten 
Besuche von Moscheen oder 
Konzentrationslagern Pflichtver- 
anstaltungen sind. Eltern hüten 


SPIEGEL DER ZEIT 


sich, im Beisein ihrer Kinder dar- 
über offen ihre Meinung zu äu- 
Bern, in Sorge, daß dies »nach 
außen« dringen könnte. 


Wenn früher die Themen Politik 
und Religion aus Gründen des 
zwischenmenschlichen Friedens 
vermieden wurden, kommen 
heute die Themen Klima, Migra- 
tion, Gendergerechtigkeit und 
allerlei weiteres »Gedöns« dazu. 


Die Furcht vor offener Rede 
beherrscht unseren »Diskurs« 
(politisch korrekter Neusprech!) 
in der Familie, in Vereinen, bei 
Freunden, in den Betrieben und 
mit dem Nachbarn. Ängstlich ta- 
stet man sich in Gesprächen an 
die Meinung des anderen heran, 
um ganz schnell zu verstummen 
oder um erleichtert festzustellen, 
daß man nicht komplett vom »in- 
duzierten Irresein« umgeben ist. 


Erfreulicherweise — nach neue- 
sten Umfragen sind es 78 Pro- 
zent der Menschen, die sich nicht 
mehr trauen, offen ihre Meinung 
kundzutun — gibt es eine Mehr- 
heit in Deutschland, die sich nicht 
hat komplett verblöden lassen. 
Darum lohnen sich Gespräche! 
Aufklärung und Haltung zu zei- 
gen hilft gegen Lügen, Haß und 
Diffamierung von Massenmedien 
und Blockparteien! 


ZUM NACHDENKEN: 


Stoffen können fie, fällen Fönnen 
fie nicht. Mertern Eönnen fie, 
ausreuten Fönnen fie nicht. 
Stöcken Fönmen fie, zwingen 
Eönnen fie nicht. Sinderen 
Fönnen fie, wehren Eönnen fie 


nicht. Zähne blecken Fönnen sie, 
freflen Eönnen fie nicht. Morden, 
brennen, benten, und ertränfen 
Eönnen fie, dämpffen Fönnen fie 
nicht. Derjagen, rauben, nehmen 
können fie, den Leuten das 
Maul stopffen Eönnen fie nicht. 


Martin Luther 
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Das staatlich organi- 
sierte Denunziantentum 


Diese Republik wird syste- 
matisch in einen Spitzelstaat 
umgestaltet. Verfassungsschutz 
und die sogenannten »zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen« ar- 
beiten Hand in Hand daran, über 
dieses Land ein Netz von Denun- 
zianten zu spannen. 


Dierk Schittkowski, der 
Chef des Bremer Verfas- 
sungsschutzes, bittet alle 
»BremerInnen« um Hilfe 
im Kampf gegen Rechts- 
extremismus: »Um einer 
weiteren Radikalisierung 
von Extremisten frühzeitig 
entgegenzutreten, brau- 
chen wir die Zivilgesell- 
schaft an unserer Seite.« 
Auffällige Signale, Äuße- 
rungen oder Verhaltens- 
weisen sollen telefonisch 
oder per Mail bei der Be- 
hörde gemeldet werden. 


Seine Sorge gilt vor allem 
der »Neuen Rechten« und 
der davon ausgehen sol- 
lenden »schleichenden 
Radikalisierung« von Inter- 
net-Plattformen, von Ver- 
einen, Betriebsräten oder 
auch des lieben Nach- 
barn, was oft nicht oder 
zu spät erkannt werde: »Der Ver- 
fassungsschutz sollte hier ein 
Frühwarnsystem sein, aber das 
geht mit den vorhandenen Res- 
sourcen nicht — das geht nur, 
wenn alle mitarbeiten.« 


Aber hatten wir das nicht 
schon einmal - die Erschnüffe- 
lung unliebsamer, nicht in das 
verordnete System passender 
Zeitgenossen? 


Anfang des Jahres trat Horst 
Seehofer mit einer geplanten 
Verschärfung des Beamten- 
rechts an die Öffentlichkeit. Er 
habe veranlaßt, »diese Frage der 
Mitgliedschaft und welche Ver- 
pflichtungen für einen Beamten 


entstehen hinsichtlich der politi- 
schen Zurückhaltung, noch mal 
sehr genau für mich zu prüfen«. 
Unverhohlener kann ein Dienst- 
herr seinen Mitarbeitern kaum 
drohen, die Stoßrichtung ist 
eindeutig. 


Bild nur in der ge- 


druckten Ausgabe 
verfügbar. 


Genauer hinschauen will die Be- 
hörde bei der AfD-internen Grup- 
pe »Der Flügel« und bei der Jun- 
gen Alternative. 


Aber nicht nur die Beamten, auch 
die Computerspiele-Szene muß 
sich zukünftig in acht nehmen. 
Seehofer möchte diese nach 
dem Amoklauf in Halle stärker 
überwachen: »Das Problem ist 
sehr hoch. Viele von den Tätern 
oder den potentiellen Tätern 
kommen aus der Gamerszene«. 
Da will die Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) nicht zurückste- 
hen: Beamten, die bei Wahlen 
für die AfD kandidieren und kei- 
ne Distanzierung vom Flügel um 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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den Thüringer Landeschef Björn 
Höcke vornehmen, haben mit 
Konsequenzen zu rechnen. 


Auch der Militärische Abschirm- 
dienst (MAD) verstärkt den 
»Kampf gegen rechts«. Bei Bun- 
deswehrangehörigen soll noch 
genauer hingeschaut werden, 
sofern es Erkenntnisse zu feh- 
lender Verfassungstreue gäbe. 
Diese hätten in der Bundeswehr 
nichts verloren. 


Sollte man bei Beamten 
noch ein gewisses Ver- 
ständnis für das »Not- 
wehrrecht« eines Staa- 
tes aufbringen können, 
hört dies spätestens bei 
dem Gebaren der Ge- 
werkschaften in der frei- 
en Wirtschaft auf. Eine 
flapsige Bemerkung in 
der Kantine, ein »frau- 
enfeindlicher« Witz in 
der Mittagspause oder 
gar eine Bemerkung 
über die verfehlte Mi- 
gration können auch 
verdienten Mitarbeitern 
sehr schnell den Job ko- 
sten. 

Wie aber schon der 
Chef des Bremer Ver- 
fassungsschutzes er- 
kannte, reicht dies al- 
les nicht aus, um »die 
Rechten« mundtot zu 
machen. Erst ein fein 
gesponnenes Netz an 
»ehrenamtlichen« Denunzianten, 
das diese Republik umspannt, 
garantiert den Erfolg. 


Dies können Leute sein wie die 
Stasi-erprobten »Kahanes«, aber 
auch die in Schnellschulungen 
auf ihre Aufgaben vorbereiteten 
» Aktivisten«. 


Politik, Medien, Kirchen und 
NGOs bilden eine unheilige Alli- 
anz, die jede vom »Mainstream« 
abweichende Meinung bestraft. 
Wenn über 70 Prozent der er- 
wachsenen Bevölkerung laut 
Umfragen der Meinung ist, 
sich nicht mehr frei äußern zu 
können, ist dies keine Para- 
noia, sondern Realität! 


DAS GAB’S SCHON EINMAL ...! 
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Laßt uns das EU-Gefängnis überwinden! 


Bei aller gesteuerten »Klima«- 
Hysterie treten andere wichtige 
Themen in den Hintergrund. 


Finanzkrise, Wirtschaftskollaps 
in Griechenland, Frankreich und 
Italien — alles kein Problem mehr, 
ab sofort müssen wir das Klima 
retten. 


Auch der bevorstehende Brexit 
geistert nur unter dem Aspekt 
des bösen Boris Johnson durch 
unsere Medien, der das britische 
Königreich angeblich in eine Ka- 
tastrophe führt. Hunger, Leid, 
Elend und fehlende Medikamen- 
te stehen den Briten angeblich 
bevor. 


Gesteuerter Unsinn! 


Die Eurokraten tun alles dafür, 
daß der Austritt aus der EU so 
schmerzhaft wie möglich wird, 
um »Nachahmer« abzuschrek- 
ken. 


Deutschland ist mit über 26 Mil- 
liarden Euro pro Jahr am EU- 
Haushalt beteiligt und bekommt 
etwa 13 Milliarden zurück. 


Schaut man sich die Tabelle an, 
erkennt man, daß auch Großbri- 
tannien etwa sieben Milliarden 
Euro mehr einzahlt als es wieder- 
bekommt. 


Brutto zahlt Großbritannien über 
14 Milliarden Euro ein und be- 
kommt etwa sieben Milliarden 
Euro zurück. 


Die politischen Oberschlauber- 
ger betonen für beide Länder 
ganz bewußt immer die »tollen« 
Summen, die in die beiden Län- 
der zurückfließen. 


Dies sind 
Hütchenspielertricks! 


Die Gelder, die in die einzelnen 
Mitgliedsstaaten zurückflie- 
ßen, sind nämlich zweckge- 
bunden und fremdbestimmt! 


Korrekterweise müßten also für 
die Nettozahler — also für die, die 
mehr einzahlen als sie herausbe- 
kommen - die Bruttozahlen ge- 
nommen werden, um darzustel- 


Land Beitrag in EUR Netto-Saldo in Mio. Euro 
Belgien 3.932.678.327 - 487,6 
Bulgarien 481.339.998 + 1.670,1 
Tschechische Republik 1.735.349.633 + 2.390,0 
Dänemark 2.459.473.631 - 1.198,6 
Deutschland 26.280.495.120 - 13.405,9 
Estland 221.642.767 + 540,3 
Irland 2.181.376.801 - 314,5 
Griechenland 1.580.477.041 + 3.352,0 
Spanien 10.578.930.839 + 1.856,9 
Frankreich 20.978.058.322 - 6.192,6 
Kroatien 451.996.660 + 661,1 
Italien 15.129.776.612 - 5.059,4 
Zypern 179.484.172 + 77,9 
Lettland 252.908.841 + 969,1 
Litauen 374.839.235 + 1.705,5 
Luxemburg 354.879.216 + 18,5 
Ungarn 1.130.597.176 + 5.207,4 
Malta 104.430.245 + 46,2 
Niederlande 5.095.602.290 - 2.460,5 
Österreich 3.223.602.599 - 1.346,5 
Polen 4.229.747.800 + 12.343,1 
Portugal 1.751.359.465 + 3.268,6 
Rumänien 1.750.036.251 + 3.194,2 
Slowenien 411.430.476 + 532,2 
Slowakei 774.413.995 + 1.683,4 
Finnland 2.045.099.718 - 580,3 
Schweden 3.327.504.123 - 1.524,8 
Vereinigtes Königreich 14.282.952.817 - 6.946,1 
EU gesamt 125.300.484.170 0,0 


Einnahmen der EU aus Beiträgen der Mitgliedsstaaten sowie Netto-Zahler (-) 


und -Empfänger (+) der EU 


Datenquellen: Beiträge der Mitgliedsstaaten vgl. »Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Eu- 
ropäischen Union für das Haushaltsjahr 2019« vom 21.6.2018; Netto-Salden vgl. »EU Budget 2018 


Financial Report« 


len, was uns Steuerzahler diese 
Europäische Union kostet. 


Es wird völlig richtig von den Be- 
fürwortern des Brexit argumen- 
tiert: Wir wollen wieder selbst- 
bestimmt über unser Geld, 
über unsere Gesetze und über 
unseren Lebensstil bestimmen 
können. 


Solche Aussagen werden wir von 
»unseren« Politikern vergeblich 
hören — im Gegenteil. 


Durch den Austritt Großbritan- 
niens und die vielen geplanten 
neuen »Projekte« wird es für 
Deutschland erst recht richtig 
teuer! 


Seriöse Quellen gehen von bis 
zu 42 Milliarden Euro Einzah- 
lungen pro Jahr für Deutschland 
aus. Auch wenn sich die »Rück- 


flüsse« auf 15 bis 16 Milliarden 
Euro erhöhen sollten, fehlen uns 
trotzdem 42 Milliarden Euro Steu- 
ergelder, über die wir sonst selbst 
bestimmen könnten. 


Nur mal zur 
Veranschaulichung: 


42.000.000.000 Euro geteilt 
durch 365 Tage bedeutet, daß die 
EU uns pro Tag etwa 115 Millio- 
nen Euro kosten wird. 


Anders ausgedrückt: Die Lohn- 
und Einkommenssteuer von 
mehr als sechs Millionen 
»durchschnittlichen Steuer- 
pflichtigen« geht dann allein 
für den Beitrag an die EU drauf! 
Die Konsequenz: JA zu einem 
einigen Europa, aber NEIN zu 
diesem EU-Monstrum! 


DIE ZAHLMEISTER DER EU 


Wahrheit Klarheit» Offenheit 
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Schaut man sich die Titelseiten 
der UN der letzten 12 Monate an, 
so stellt man fest, daß uns trotz 
der Vielzahl der Themen haupt- 
sächlich die Sorge um den Verlust 
unserer Freiheit umtreibt — dies 
deckt sich mit den Befürchtungen 
einer Mehrzahl der Bevölkerung. 


Ein wahres Medien-Trommelfeu- 
er hat die Hirne der Menschen 
vernebelt. Mit der Klimakeule 
haben es die »bessermenschli- 
chen« Umstürzler geschafft, den 
Menschen eine solche Angst und 
Panik einzureden, daß der Ver- 
lust unserer Lebensgrundlagen 
von der Masse der Wähler klag- 
los hingenommen wird. 


Die zu Recht befürchtete Arbeits- 
losigkeit von Millionen, steigende 
Steuerlasten für die weltweite Kli- 
marettung und die Einschränkung 
der Meinungsfreiheit sind Mosaik- 
steine in diesem infamen Spiel. 
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Europawahl 2019: 
Sprengt die 
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inem Gefängnis 


Nicht nur im Innenhof des Straßburger EU-Parlamentsgebäudes kommt man sich wie in ei 
vor. 


»Wenn Sie die EU in ein Gefängnis 
verwandeln, wird der Wunsch, da 
rauszukommen, nicht schwinden, 
sondern wachsen.« 


Jeremy Hunt, Außenminister des Vereinigten Königreiches 
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‚| Eine systematische 


Umwandlung 


unserer Gesellschaft 


Während hunderttausende Mi- 
granten an Europas Grenzen ste- 
hen und uns bereits seit Jahren 
die »Integration« sowohl finanzi- 
ell als auch kulturell heillos über- 
fordert, diskutieren wir über Die- 
selfahrverbote in Hintertupfingen 
und Kleinkleckersdorf. 


Es ist nicht Dummheit, was »un- 
sere« Politiker und die willfäh- 
rigen »Medienschaffenden« an 
diesem Staat verbrechen, es ist 
vielmehr eine systematische Um- 
wandlung unserer Demokratie in 
eine Gesellschaftsform kommu- 
nistischer Prägung. Die »Fehl- 
versuche« der letzten hundert 
Jahre mit Hunger, Tot und Elend 
reichen diesen »Weltbeglückern« 
nicht aus. Stück für Stück wird al- 
les, was einen freiheitlichen Staat 
ausmacht, demontiert. 


Es wird gespalten, es wird Haß 
gesät, es wird denunziert und 
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»Jegliche Praxis oder Politik, 
die das Ziel oder den Effekt 
hat, die demographische 
Zusammensetzung einer 
Region , in der eine nationale, 
ethnische sprachliche oder 
andere Minderheit oder eine 
autochthone Bevölkerung 
ansässig ist, zu ändern, sei es 
, Umsiedlung, 


Art. 6 der Entschließung der UN-Menschenrechtskommission vom 17. April 1998 
Migrationspakt, Flüchtlingspakt 
und Neuansiedlungsprogramm 
bewirken das Gegenteil! 


diffamiert, alles unter der Über- 
schrift: »Wer nicht unserer Mei- 
nung ist, ist Faschist und Nazil« 


Die Umkehrung von Ursache und 
Wirkung ist durch massivste Ge- 
hirnwäsche im hohen Maße ge- 
lungen - aus weiß mach schwarz, 
aus gut mach böse! 


Daher ist der Einsatz der Unab- 
hängigen Nachrichten für unser 
Land und unser Volk wichtiger 
denn je. 


Nur durch Klarheit, Wahrheit und 
Offenheit werden wir es mit Ihrer 
Hilfe schaffen, die Menschen auf- 
zuklären, liebe Leser! 


Möge sich allerdings keiner der 
Hoffnung hingeben, daß dieser 
Weg leichter wird — im Gegenteil. 


Jetzt erst recht: Gehen wir tap- 
fer, mutig und mit dem Wissen, 
daß die Wahrheit auf unserer 
Seite ist, in ein neues Jahr! 
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Unser Bargeld - 
A leine Gefahr für 
UNABHÄNGIGE = = 
NACHRICHTEN 
die Glohalisten 


Wir wollen Sie weder verunsichern, noch in Panik 
versetzen, aber: Bei der EU und beim Internationalen 
Währungsfond ist eine drastische Enteignung von 
Sparern und Bargeldbesitzern in Planung. Während 
Sie bereits jetzt bei einigen Banken Minuszinsen 

auf Ihr Guthaben zahlen, sollen Sie in Zukunft dafür 


»bestraft« werden, wenn Sie Bargeld zu Hause 
»horten« bzw. damit bezahlen. 

Durch bargeldlose Zahlungen sind Sie »gläsern« 
für jeden, der Einblick auf ihre Zahlungen hat oder 
haben wird - und jeder, der das nicht mitmacht, soll 
dafür »bestraft« werden. 


Postfach 10 17.06 


6017 Oberhausen + U 


Für ein 
geeintes Europa 
freier Völker! 
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Die EU ist nicht Europa! 
»Europa« war von den Gründungsmitgliedern der EU nie gewollt. 
Gewollt war nur ein westliches Wirtschafts- und Politikkonstrukt, das 
neben der NATO dem Ostblock Paroli bieten und als amerikanischer 
Vorposten agieren sollte. Spätestens mit dem Vertrag von Maastricht 
am 7. Februar 1992 hätte nach dem Fall des Eisernen Vorhangs ein 
Gesamteuropäischer Wirtschaftsraum autonomer Völker geschaffen 
werden können. 
Losgelöst von den Fesseln einer einheitlichen Währung und einer 
zentralistischen Gesetzgebung könnte sich ein Europa der Völker in 
Frieden, Freiheit und wirtschaftlichem Wohlstand entwickeln. 
Es lohnt sich, dafür zu kämpfen! 
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Klima-Virus 
vernebelt 
die Gehirne 
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...und immer die gleiche Leier .. 


Es ist einfach genial! Da haben die Mächtigen, nach Ozonloch und 
Kernkraft, wieder einmal ein Thema gefunden, mit dem man die Men- 
schen auf die Straße treiben kann, um sie von den wirklichen Proble- 
men abzulenken: »Untergang der Welt durch Klimakatastrophe« - alles 
andere ist nebensächlich geworden. 

Der Klima-Virus hat die Menschen, schwerpunktmäßig in den westli- 
chen Ländern, befallen und ihre Hirne soweit benebelt, daß sie sich als 
Retter der Erde fühlen und für sachliche Argumente nicht mehr erreich- 
bar sind. 

Tragisch dabei ist, wie Kinder und Jugendliche in ihrem Idealismus 
schamlos ausgenutzt und betrogen werden - von genau den Kräften, 
die sie bekämpfen wollen. Wenn die Fäden fein genug gesponnen sind, 
merkt man eben nicht, wessen Marionette man ist. 
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50 JAHRE 
Einsatz für 
Volk und Heimat 
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So lebt die Antifa ihren Deutschland-Haß auf unseren Straßen aus! 


50 Jahre Unabhängige Nachrichten heißt 50 Jahre 
Einsatz für unser Land und unser Volk. Gegen die 
Deutschland-Hasser, gegen die Volkszerstörer, 
gegen eine Überfremdung unserer Heimat, gegen 
Geschichtsklitterung und gegen die Vertretung 
fremder Interessen. 

Für den Erhalt unserer abendländischen Kultur - 
für ein starkes und friedvolles Europa - für eine 
deutsche Identität! 


50 Jahre UN - heute notwendiger denn je! 


Postfach 10 17 01 


26. Mai: 
Laßt die EU- 
Blase platzen! 


+++ abgehoben und nicht bürgernah 
+++ ausufernde Bürokratie - über 50.000 
Mitarbeiter, über 5.000 Dolmetscher +++ 
über acht Milliarden Euro Personalkosten 
+++ bürgerferne, lobbygesteuerte und 
undemokratische Politik +++ Bevormundung 
und Zensur statt Freiheit und Demokratie 
+++ offene Türen für illegale Migration +++ 
nationale Rechte und Gesetze sind zweitrangig 
+++ Schuldenvergemeinschaftung +++ 
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erstarkender Islam 


steigende Armut 


sterbende Industrie 


Europa ergibt sich - Europa kapituliert 


Nicht, weil Millionen kulturfremder Menschen auf unseren Kontinent strömen, son- 
dern weil wir es zulassen! 


Nicht die Gewalt, die von den Migranten ausgeht, ist die Gefahr, sondern die heuch- 
lerische Toleranz der Herrschenden! 


Nicht der Kampf gegen Überfremdung spaltet den Kontinent, sondern Diffamie- 
rung, Hetze und Haß auf alle patriotischen Bestrebungen europaweit! 
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= = 
»Freiheit« 
im Käfig der 


Herrschenden? 


Es wird enger in diesem Land. Die Feinde der Demokratie und 
die Deutschlandhasser gewinnen immer mehr die Oberhand. 
Die Freiheit des Denkens, des Wortes und des Handelns wird 
täglich immer mehr eingeschränkt. Diffamieren und denunzieren, 
wirtschaftlich und sozial ruinieren, ausgrenzen und stigmatisieren, 
dies sind die erprobten Mittel marxistischer Agitatoren und ihrer 
bürgerlichen Steigbügelhalter. 

Weichen wir keinen Millimeter zurück, wehren wir uns, suchen wir 
das Gespräch mit Freunden, Nachbarn und auf der Straße! Klären 
wir auf, was in dieser Republik alles falsch läuft. 
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»Klimaänderung« 
»Klimawandel« 
»Klimanotstand« 


“= 
— 


Geht die Welt.demnächst unter? 


Die angeblich vom Menschen gemachte »Klimakatastrophe« ist 
Panikmache und Alibi der »Grünen« quer durch alle Parteien. 


Es geht in Wirklichkeit um die ideologische Umgestaltung unseres 
Landes. Diese ist viel tiefgreifender und weiter fortgeschritten, als 
es die meisten ahnen. Mit Merkel und Habeck ist eine Koalition 
entstanden, die ein neues, »buntes« Deutschland gestalten will — 
der Schutz der Umwelt ist dabei nur Fassade! 


JA zu Natur und Umwelt - 
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Auferstanden 
aus 
Ruinen ...? 


»Wenn schon die Leute sagen, paß auf, was Du sagst, fühle ich mich an finsterste 
Zeiten erinnert. So war es vor 1989.« (Uwe Steimle, MDR-Quotenbringer) 


Wer ein offenes Wort wagt, wird abgeschossen! 

Die Ruinen der DDR-Planwirtschaft wurden weitgehend be- 
seitigt, aber auferstanden ist die marxistisch-le: 
Gesinnungsdiktatur: Die SPD bedroht Thilo Sarrazin 
Ausschluß, weil er nicht links genug ist, die CDU Hemn Maa- 
Ren, weil er zu rechts sei. Von der Kirche wird ihr Bischof 
‚Abromeit angegriffen, weil er die »Überidentifizierung« der 
BRD mit Israel kritisiert, bei Schalke 04 schwankt der Fuß- 
ball-Boss Tönnies, weil er mit drastischen Worten auf die 
Bevölkerungsexplosion in Afrika hinweist. 

Sind wir auf dem Weg in eine Gesinnungs-DDR 2 Punkt null? 


2019: 30 Jahre Mauerfall oder 70 Jahre DDR? 


Po: 


Laßt uns das 
Meinungsgefängnis 
überwinden! 


17 Ober 


10170 


Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 51. Jahrgang + Dezember 2019 


Zerschneiden wir den Stacheldraht der Meinungsdiktatur! 


Wie sind wir doch so frei - auwei! 


78 Prozent der Deutschen geben in einer »Allensbach«-Umfrage an, 
sich in der Öffentlichkeit zu bestimmten Themen nicht oder nur mit 
Vorsicht äußern zu können. 

68 Prozent der Jugendlichen zwischen zwölf und 25 Jahren bekla- 
gen in der jüngsten »Shell Jugendstudie«, daß man zum Beispiel 
nicht offen über Migrationsprobleme reden könne. 

Die Menschen fürchten sich vor den sozialen und wirtschaftlichen 
Konsequenzen. Das Meinungsgefängnis in diesem System ist viel 
effektiver als alle Mauern in einer Diktatur. 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49, 46049 Oberhausen 
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»An Ehrverletzung 
grenzende Propaganda« 


Der ungarische Botschafter Dr. 
Peter Györkös widerspricht in ei- 
nem offenen Brief vom 4.9.2019 
an den Intendanten des ZDF, Dr. 
Thomas Bellut, der »Heiligspre- 
chung« der Angela Merkel. Laut 
Györkös wurde in der ZDF-Doku 
über den 4.9.2015 (Öffnung der 
Grenzen für illegale Einwande- 
rung) Geschichtsklitterung betrie- 
ben. 


Wir geben den offenen Brief im 
Wortlaut wieder, eine Diskussi- 
onsgrundlage im Freundes- und 
Bekanntenkreis ist er auf jeden 
Fall: 


„Sehr geehrter Herr Intendant, 


das ZDF hat am 4. September 
2019 zur Hauptsendezeit ein 
»Dokudrama« zu den Ereignis- 
sen von vor vier Jahren aus- 
gestrahlt. Ohne Zweifel ist das 
Thema (nicht nur) in Deutschland 
von besonderem öffentlichem 
Interesse. Unter Wahrung der 


ES N J 
Dr. Péter Györkös, Botschafter der Republik Ungarn in Berlin 
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geschriebenen und ungeschrie- 
benen Regeln meines Berufes 
und der gebotenen Achtung für 
die deutschen Bürger und Poli- 
tiker kommentiere ich die damit 
verbundenen internen Debatten 
nicht öffentlich. Ich verfolge sie 
lediglich und natürlich berichte 
ich darüber in angemessener 
Form an meine Hauptstadt. 


Nun gab es in dem erwähnten 
Film derart viele Elemente, die 
Objektivität und Tatsachen mis- 
sen haben lassen, und in Form 
von „Einspielungen“ eine Reihe 
von Anspielungen auf mein Land 
und seinen mehrfach demokra- 
tisch gewählten Ministerpräsi- 
denten, daß ich mich gezwungen 
sehe, darauf zu reagieren. 


Was die ethischen und morali- 
schen Normen verletzenden Pas- 
sagen und Andeutungen angeht, 
kann ich nur hoffen, daß die Au- 
toren und Macher sie mit ihrem 
Gewissen vereinbaren können. 
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BUD 


BESTERSZET! 


u 


Ungarn: 
Einmischung in die 
Pressefreiheit 


»2015 haben wir auch 
über den Umgang mit 
der Flüchtlingskrise 
der deutschen Politik 
berichtet, diese hatte 
ja auch Ungarn unmit- 
telbar betroffen. Da gab 
es bei uns auch kriti- 
sche Kommentare. Wir 
bemühen uns immer, 
die Dinge von allen Sei- 
ten zu sehen, das ist 
unser Prinzip, wir sind 
schließlich die einzi- 
ge deutschsprachige 
Zeitung in Ungarn. Da 
gab es dann plötzlich 
Reaktionen von deut- 
scher Seite, verbunden 
mit der deutlichen Dro- 
hung mit materiellen 
Konsequenzen, wenn 
wir einige Aspekte der 
deutschen Außen- und 
Flüchtlingspolitik wei- 
terhin in der bisheri- 
gen Weise kritisieren 
würden. So etwas ist 
mir sonst noch nie pas- 
siert, von Seiten des 
ungarischen Staates 
noch nicht einmal an- 
deutungsweise. [...] Die 
Medienlandschaft ist 
hier offen und frei.« 

Jan Mainka, Chefredakteur 
und Herausgeber der in Un- 
garn erscheinenden deutsch- 
sprachigen Wochenzeitung 
Budapester Zeitung 


EIN BOTSCHAFTER SPRICHT KLARTEXT 
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Aber ich beschränke meine ins 
Traurige spielende Frustration 
auf die Tatsachen. Der „Mythos 
vom Budapester Ostbahnhof“ 
ist nicht neu. Die auch im Film 
immer wiederkehrende Behaup- 
tung, alles hätte hier und jetzt sei- 
nen Anfang genommen und wäre 
Quelle aller Probleme, läuft der 
schlichten geographischen Rea- 
lität, den Bestimmungen des in- 
ternationalen und europäischen 
Rechts und den Ereignissen vom 
Sommer und Herbst 2015 diame- 
tral entgegen. 


Der 4. September war einer von 
vielen Tagen in der seit Monaten 
andauernden Migrationskrise. 
Ich selbst hatte damals, noch als 
Ständiger Vertreter bei der EU in 
Brüssel, meinen Kollegen schon 
Wochen zuvor signalisiert, daß 
die Zahl der täglich eintreffen- 
den illegalen Migranten bereits 
die zehntausender Marke über- 
schreitet. Kenntnis und Verständ- 
nis der Situation belegt kaum et- 
was deutlicher als die Tatsache, 
daß das Bundesministerium des 
Innern am 19. August, zwei Wo- 
chen bevor sich der „Marsch der 
Hoffnung“ in Bewegung setzte, 
die Zahl der bis zum Jahresen- 
de erwarteten Zuwanderer auf 
800.000, also auf das Doppelte 
der bis dahin geltenden Schät- 
zung, korrigiert hatte. Es waren 
dann am Ende — wenn ich mich 
nicht irre — 890.000. Nicht uner- 
wähnt lassen sollten wir auch den 
Tweet des BAMF vom 25. August 


www.un-nachrichten.de 


über die Aussetzung der Anwen- 
dung der Dublin-Verordnungen, 
der der Zuwanderung durchaus 
eine neue Dynamik verlieh. 


Auch sollte man die simple geo- 
graphische Gegebenheit berück- 
sichtigen, daß den Budapester 
Ostbahnhof mehr als 1.000 km 
von der Außengrenze der EU 
und des Schengenraumes tren- 
nen. Beachten wir internatio- 
nales Recht (Art. 31 der Genfer 
Konvention) oder europäisches 
Recht (Schengener Grenzkodex, 
Dubliner Verordnung) sind zwei 
Dinge festzuhalten: Die illegalen 
Einwanderer sind auf ihrem Weg 
durch nicht weniger als fünf oder 
sechs Staaten gezogen, in denen 
ihr Leben nicht in Gefahr war, sie 
also keine Flüchtlinge mehr wa- 
ren. Zudem ignorierten sie be- 
wußt alle Dubliner und Schenge- 
ner Regelungen, denn ihnen war 
klar, wohin sie wollten. 


Ungarn hat mit der Entschei- 
dung, europäische Regelungen 
durchzusetzen, große materielle, 
politische und moralische Risiken 
auf sich genommen. Wir haben 
weder Dank noch Anerkennung 
erwartet, dafür wurden uns täg- 
lich unbegründete Kritik und mo- 
ralische Belehrungen zuteil. Seit- 
dem sind vier Jahre vergangen, 
die Dinge haben sich langsam 
wieder in Richtung der Einhaltung 
von Recht und Ordnung bewegt, 
schrittweise gelingt es uns, Ord- 
nung und Humanität miteinander 
in Einklang zu bringen, doch die 


„Wir sind die, die kein Brüsseler Reich, 
sondern das Bündnis der europä- 
ischen Nationen wollen, die, die sich 
selbst nicht zu einer Einwanderungs- 


Viktor Orbán, Ministerpräsident der Republik Ungarn, Auszug aus seiner 
Rede auf dem 28. Parteitag der Regierungspartei Fidesz, 29.9.2019 
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realitätsfremde und von Fall zu 
Fall an Ehrverletzung grenzende 
Propaganda hört nicht auf. 


Jedenfalls kann ich nur erneut 
und immer wieder anbieten, 
daß ich dem ZDF und anderen 
öffentlich-rechtlichen oder priva- 
ten Medien bei Interesse an den 
Tatsachen oder dem ungarischen 
Standpunkt jederzeit bereitwillig 
zur Verfügung stehe. Es wäre an 
der Zeit, statt Schmutzkampa- 
gnen und Fiktionen, die die geo- 
graphische Realität außer acht 
lassen und als Wahrheit präsen- 
tieren, die Fakten gewähren zu 
lassen. 


Mein beruflicher Werdegang hat 
es mit sich gebracht, daß ich die 
Ereignisse sowohl 1989 (damals 
als für die DDR zuständiger Re- 
ferent des ungarischen Außen- 
ministeriums) als auch im Som- 
mer und Herbst 2015 (zunächst 
als ständiger Vertreter bei der 
EU, dann ab Oktober 2015 als 
Botschafter in Berlin) aus unmit- 
telbarer Nähe verfolgen konnte. 
Den ersten Stein aus der Mauer, 
die das eigene Volk eingeschlos- 
sen hielt, haben die Ungarn her- 
ausgeschlagen. 2015 hat sich 
Ungarn für die Einhaltung und 
Durchsetzung europäischen 
Rechts und für den Schutz der 
Lebensform und des Wirtschafts- 
modells, die die Grundlage der 
EU bilden, und des durch Schen- 
gen geschützten Binnenmarktes 
eingesetzt, und den illegalen 
Zustrom über die grüne Grenze 
gestoppt. 


Grundlage und ein natürlicher 
Zug unseres gemeinsamen Da- 
seins und unserer Zusammen- 
arbeit ist, daß wir die Welt in 
manchen Fällen aus anderem 
Blickwinkel und durch andere 
Sichtweise betrachten. Situatio- 
nen wie diese zu klären gelingt 
jedoch nur auf der Basis von Re- 
spekt für unser Gegenüber und 
für die Tatsachen. Der von Ihnen 
gezeigte Film tut keinem dieser 
Kriterien Genüge. 


Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Péter Györkös« 


WIR HABEN ALLEN GRUND, UNGARN ZU DANKEN! 
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Das Manifest der Satten 


»Wir sind satt. Wir haben genug 
zu essen, frieren im Winter nicht, 
besitzen mindestens zwei Anzü- 
ge, können uns bessere Zigaret- 
ten leisten, verwenden unsere 
Beine weniger zum Gehen als 
zum Gasgeben und haben mehr 
Geld in der Tasche als jede Ge- 
neration vor uns. Ihr habt uns den 
Bauch gefüllt. 


Wir wollen mehr! 


Wir waren Kinder oder nicht ge- 
boren, als unsere Eltern aus 
Trümmern ein Heim schufen. Und 
wir haben den Eindruck, Ihr wollt, 
wir würden immer Kinder bleiben. 
Gläubig und ahnungslos, lustig 
mit dem Spielzeug spielend, das 
Ihr uns aus Chrom und Plastik in 
die Hände drückt. Ihr fordert uns 
auf mitzuarbeiten, Verantwortung 
zu übernehmen. Aber Ihr wollt 
nicht, daß wir auch mitdenken au- 
Ber in jenen Bahnen, die Ihr uns 
vorschreibt. 


Ihr sagt uns nicht die 
Wahrheit! 


Ihr redet von Idealen, ohne welche 
zu haben. Ihr redet von Demokra- 


Bild von Elıas Sch. auf Pıxabay 


tie und habt nur eines im Sinn: 
Die persönliche Macht oder die 
Eurer Partei. Ihr nennt uns Halb- 
starke und seid selbst schwach. 
Ihr sprecht von Gott und meint 
damit Geld. Ihr sprecht von Volk 
und meint damit Partei, Klasse, 
Kammer oder Stand. Ihr sprecht 
von Grundsätzen und meint da- 
mit Kompromisse. Ihr sprecht von 
Toleranz und bezeichnet jeden 
Andersdenkenden als destrukti- 
ves Element, Anti-Demokraten, 
Neo-Nazi oder Kommunisten. Ihr 
sprecht von der Herrschaft des 
Volkes und laßt dieses bestenfalls 
alle vier Jahre eine Partei wählen. 
Ihr ruft die Jugend zur Mitarbeit 
auf, aber die Voraussetzung ist 
das Parteibuch. 


Ihr seid unglaubwürdig 
geworden! 

Es ist nicht wahr, daß Euch 90 
Prozent der Bevölkerung vertrau- 
en. [...] Die meisten Menschen 
sind nicht für eine Partei, sondern 
gegen die andere. 

Die Idealisten, die Ihr gelegentlich 
sucht, besonders in der Jugend, 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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sind deshalb nicht vorhanden, 
weil Ihr ihnen beigebracht habt, 
daß es idiotisch ist, sich für Din- 
ge einzusetzen, die man nicht 
angreifen kann oder die keinen 
Nutzen bringen. So habt Ihr uns 
wohlhabender als die Generation 
vor uns gemacht, im Grunde ge- 
nommen aber viel ärmer. 


Es gibt nämlich Dinge, 
die man nicht kaufen 
kann! 


Die Frage, „Was habe ich davon?“ 
ist zwar sehr zeitgemäß, aber bei 
den wesentlichsten Dingen wurde 
sie nicht gestellt, zum Beispiel bei 
unserer Geburt. 


[...] Die Vergangenheit ist für uns 
nur soweit interessant, als wir 
aus ihr lernen können. Und ler- 
nen können wir nur, wenn man 
uns über sie die Wahrheit sagt. 
Wir pfeifen auf die „Meinungsbil- 
dung“. Wir möchten diese auch 
sagen, schreiben, diskutieren 
und, wenn man uns eines Besse- 
ren überzeugt, sie zurücknehmen 
oder ändern können. 


Wir sind nicht glücklich! 


Wir sind satt, motorisiert und gut 
angezogen — zumindest solange 
wir die Raten zahlen können. Aber 
fragt doch die Zwanzig- oder Drei- 
Rigjährigen, ob sie glücklich sind! 
Fragt sie doch nach dem Sinn ih- 
res Lebens! Ihr werdet kaum Ant- 
worten bekommen, die nicht mit 
Geld zu beantworten sind. 


Daran seid Ihr schuld! 


Aber eines Tages wird diese Art 
zu leben endgültig Bankrott ma- 
chen. Eines Tages werden die 
Satten mehr wollen als Brot. Sie 
werden Dinge verlangen, die zwar 
das Budget nicht belasten, die Ihr 
aber trotzdem nicht geben könnt, 
weil Ihr sie nicht besitzt. 


Eines Tages werden 
die Menschen nicht nur 
essen, sondern auch 


denken wollen!« 
aus: Konrad Windisch, 
»Revolution der Satten«, 
Hans Pfeiffer Verlag, Hannover 1969 


VOM SINN DES LEBENS 
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Notstand, Notstand, Nazinotstand? 


Ein Notstand nach dem ande- 
ren: Eurokrise, Flüchtlingskrise, 
Lehrernotstand, Pflegenotstand, 
Hausärztenotstand, Bildungsnot- 
stand ... und immer mehr Städte 
erklären selbstherrlich den Kli- 
manotstand. 


Nun aber der vorläufig letzte Hö- 
hepunkt: Am 30.10.2019 erklärte 
der Stadtrat von Dresden den 
»NAZINOTSTAND«! 


Auf Anregung der Satire-Partei 
»Die Partei« wurde von einer 
Mehrheit der Stadtverordneten 
ganz ernsthaft ein Beschluß ge- 
faßt, in dem es heißt: 


»Der Stadtrat stellt |...] fest, daß 
„fremdenfeindliche, rassisti- 
sche und nationalistische Res- 
sentiments in der Gesellschaft 
stark verbreitet sind und anti- 
demokratische Haltungen bis 
weit in die bürgerliche Mitte 
der Gesellschaft reichen.“ « 


Im Erstantrag wurden noch sei- 
tenlange Maßnahmen aufgeli- 
stet, was man alles tun will, unter 
anderem ein Aufruf an die Ver- 
sammlungsbehörde, »den zivil- 
gesellschaftlichen Protest gegen 
rechts und menschenrechtsver- 


L selbe Leser 


Bild nur in der ge- 


druckten Ausgabe 
verfügbar. 


achtendes Demonstrationsge- 
schehen nicht durch unverhält- 
nismäßige Reglementierung aus- 
zubremsen.« 


Auf deutsch also: 


Beschneidung des Grundrechts 
der ungestörten Versammlungs- 
freiheit und Mißachtung der Ge- 
setze, um Antifa-Schreihälsen 
einen Freibrief zu geben, Ver- 
sammlungen Andersdenkender 
zu stören und zu sprengen. 

Auch wenn der Erstantrag der 
Satire-Partei nicht eins zu eins 
übernommen wurde, hat die 


IAHZ JLI VAE: 


Wie ist das eigentlich mit den guten Vorsätzen? 


Mehrheit der Stadtverordneten 
am 30.10.2019 eine »Grundsatz- 
erklärung« unter der Überschrift 
»Nazinotstand« beschlossen. 


JA, wir haben einen 
Notstand, aber einen 
ganz anderen! 


Einen Notstand der Demo- 
kratie, einen Notstand des 
Rechtsstaates, einen Notstand 
für unser ganzes deutsches 
Volk und seine Zukunft, wenn 
wir die Anti-Volksparteien so 
weiterwurschteln lassen! 


Die Jahreswende ist die Zeit der guten Vorsät- 
ze und Ziele, zu denen man sich durchringen 
möchte. Auch die Spitzen unseres Gemein- 
wesens mahnen uns in Weihnachts- und Neu- 
jahrsansprachen, solche guten Vorsätze zu be- 
folgen und beschwören, sich selbst auch daran 
halten zu wollen. 


Unser Herr Bundespräsident Steinmeier er- 
mahnte in seiner Weihnachtsansprache 2018: 


»Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, wir ha- 
ben es, Sie haben es in der Hand: Sprechen Sie 
mit Menschen, die nicht Ihrer Meinung sind! 
Sprechen Sie ganz bewußt mal mit jemandem, 
über den Sie vielleicht schon eine Meinung 
haben, mit dem Sie aber sonst kein Wort ge- 


wechselt hätten. Ein Versuch ist das wert. Das 
ist mein Weihnachtswunsch an Sie. Und das 
ist auch mein eigener Vorsatz für das nächste 
Jahr.« 


Was aber außer Tiraden »gegen rechts«, kriti- 
scher Worte über patriotische Deutsche und Be- 
lobigungen linker und Antifa-Liedermacher hat 
man von ihm gehört? Wo und wann hat er An- 
dersdenkende, volks- und heimattreue Kritiker 
empfangen und zu Wort kommen lassen? 


WIR versuchen das! Es ist unser täglich’ Brot, 
Andersdenkende anzusprechen und zum Nach- 
denken anzuregen! 

In diesem Sinne auf ein Neues! 


Ihre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Der Haß der »christlichen« Kirchen 


Dr. Carsten Rentzing 


Über die »Toleranz« und die 
»christliiche Nächstenliebe« der 
katholischen und der evange- 
lischen Kirche macht sich kein 
vernünftiger Mensch mehr lilu- 
sionen. In ihrem Gegeifer über 
angebliche Rechtsradikale, Völ- 
kische und Nazis versuchen sie 
sich gegenseitig zu übertreffen. 


Von der breiten Öffentlichkeit fast 
unbemerkt finden jetzt auch in- 


Sie können für Kosten- und/oder 
Spendenbeiträge auch Ihre eigenen 
Vordrucke oder die Ihrer Hausbank 


nerhalb der evangelischen 


Sachsen, Dr. Carsten Rent- 
zing, wurde durch eine ge- 
zielte Mobbing-Aktion, in- 
nerhalb und außerhalb der 
evangelischen Kirche, de- 
montiert und in die »rechte 
Ecke« gestellt. 


https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.Olegalcode 


Artikel aus seiner Studen- 
tenzeit, seine Mitgliedschaft 
in einer schlagenden Ver- 


Foto: Ghostwriter123 (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Rentzing-Wurzen-1.jpg), 


Segen zu geben, hatten ihn 
verdächtig gemacht. 


In unguter christlicher Kirchentra- 
dition begann ein Kesseltreiben, 
bis Dr. Rentzing sein Amt als Lan- 
desbischof zur Verfügung stellte. 
Aufatmen bei den Kirchenoberen 
— aber vielleicht auch zu früh: 
Über 20.000 Gläubige haben sich 
inzwischen mit dem überaus be- 
liebten Geistlichen solidarisiert — 
es könnte also ein Rohrkrepierer 
werden. 


verwenden. Setzen Sie dann einfach 
nachstehende Bankverbindung in 
die vorgegebenen Felder ein. Unsere 


Kirche »Säuberungen« Weihnachts- 
statt. stimmung? 
Der Landesbischof von 


Was sieht aus wie ein Tan- 
nenbaum, ist 1,80 m hoch 
und wiegt drei Tonnen? 


Richtig, die neuen »Terror- 
barrieren« auf dem Esse- 
ner Weihnachtsmarkt. 

Endlich ist Schluß mit den 
häßlichen »Merkel-Pol- 
lern«, endlich kommt wie- 
der Weihnachtsstimmung 


bindung und seine Skepsis, auf... 
homosexuellen Partner- Wenn da nur nicht die vie- 
schaften den kirchlichen len Polizisten mit ihren Ma- 


schinenpistolen wären, die 
in jeder deutschen Groß- 
stadt über die Weihnachts- 
märkte schlendern und den 
Besucher ständig an Städte 
wie Kabul oder Bagdad er- 
innern würden. 


Wie viel beruhigter wä- 
ren wir, würden diese sich 
als Weihnachtsmann oder 
Christkind verkleiden ... oder 
wenigstens als Eiskönigin. 


Leser außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. 
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Der Deutsche 
Bundestag, nach 
dem chinesischen 
Volkskongreß 
das zweitgrößte 
Parlament der Welt, 
wird den deutschen 
Steuerzahler im 
nächsten Jahr über 
eine Milliarde Euro 
kosten. 


Wahrung der Grund- und Bü 


www.un-nachrichten.de 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


»Goldene Kartoffel« 
für die Chef-Umerzieher 


Die ARD-Talkshows »hart aberfair«, 
»Maischberger« und »Anne Will« 
sowie die ZDF-Sendung »Maybrit 
IIIner« werden mit der »Goldenen 
Kartoffel« ausgezeichnet. 


Der Verein »Neue deutsche 
Medienmacher*innen« (NdM) straft 
damit »Medienschaffende« ab, 
die angeblich nicht im Sinne der 
»Besser«-Menschen und der »po- 
litical correctness« berichten — und 
da trifft es ausgerechnet die Chef- 
Umerzieher von ARD und ZDF. 

Die Jury-Vorsitzende Sheila My- 
sorekar verstieg sich zu der Fest- 
stellung: »Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk sollte sich an alle Bür- 


rrechte des Einzel 


ger*innen richten. Wenn aber aus- 
gerechnet die Talkshows unserer 
ARD und unseres ZDF Rechtsradi- 
kalen und Rassisten immer wieder 
Sendezeit schenken, hingegen nur 
selten ernst zu nehmende Vertreter 
und Vertreterinnen ethnischer und 
religiöser Minderheiten einladen, 
dann werden sie ihrem Auftrag nicht 
gerecht.« 


Inwieweit Alkohol oder Drogen bei 
dieser Bewertung eine Rolle spiel- 
ten, können wir nicht beurteilen. 
Lehnen wir uns also genüßlich zu- 
rück und schauen zu, wie sich die 
Umerzieher gegenseitig an die Gur- 
gel gehen. 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 


gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 


Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 


Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,55 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Jahrgang: Telefon: 


(für Rückfragen) 


Einwilligungserklärung zur Datenspeicherung und -weitergabe 


Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 
gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 


Mit meiner Unterschrift bin ich damit einverstanden, daß meine Daten zum 
Zwecke der Ausführung an Dritte (Versanddienstleister, Post- und Paket- 


dienste) weitergegeben werden. 


Meine Einwilligung zur Datenspeicherung und -weitergabe kann ich jeder- 
zeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abändern oder 


gänzlich widerrufen. 


Datum: 


Unterschrift: 


DAS LETZTE 
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Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 
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